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Drucksache IV/634 


Der Bundesminister der Justiz 

- 3110/5 - 1 - 11 400/62 - 


Bonn, den 10. September 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : § 116 des Deutschen Richtergesetzes 

Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Juni 1961 
— Drucksache 2785 der 3. Wahlperiode — 


Zu der Entschließung des Deutschen Bundestages bei der Ver- 
abschiedung des Richtergesetzes berichte ich im Namen der 
Bundesregierung für alle Zweige der Gerichtsbarkeit im Bund 
und in den Ländern; 

1. 149 Richter und Staatsanwälte, die in der Zeit vom 1. 
September 1939 bis zum 9. Mai 1945 als Richter oder Staats- 
anwälte in der Strafrechtspflege mitgewirkt haben, sind aus 
Anlaß der wegen dieser Tätigkeit gegen sie erhobenen Vor- 
würfe ausgeschieden oder haben ihre Versetzung in den Ru- 
hestand beantragt. Von diesen Richtern und Staatsanwälten 
haben angehört den 

ordentlichen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften 142, 

Arbeits- und Sozialgerichten 4, 

Verwaltungsgerichten 3. 

2. Zu dem Schlußabsatz der Entschließung, der lautet: 

„Der Bundestag wird, wenn es notwendig ist, eine grund- 
gesetzliche Entscheidung treffen, daß jeder Richter und Staats- 
anwalt, der ein unverantwortliches und unmenschliches Todes- 
urteil mitverschuldete, sein Amt verliert. Der Bundestag 
erwartet hierzu binnen Jahresfrist den Bericht der Bundes- 
regierung, ob zu besorgen ist, daß ein Richter oder Staats- 
anwalt, demgegenüber diese Maßnahme geboten sein kann, 
sich noch im Amte befindet", 
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ist folgendes zu berichten; einige Richter und Staatsanwälte, 
von denen erwartet wurde, daß sie einen Antrag nach § 116 
des Deutschen Richtergesetzes stellen würden, haben von die- 
ser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. Es handelt sich um 
8 Richter und 4 Staatsanwälte. Diese Richter und Staatsan- 
wälte gehören folgenden Jahrgängen an: 

Richter 

1 Richter dem Jahrgang 1897, 

1 Richter dem Jahrgang 1898, 

2 Richter dem Jahrgang 1899, 

1 Richter dem Jahrgang 1903, 

2 Richter dem Jahrgang 1904, 

1 Richter dem Jahrgang 1907; 

Staatsanwälte 

1 Staatsanwalt dem Jahrgang 1901, 

2 Staatsanwälte dem Jahrgang 1904, 

1 Staatsanwalt dem Jahrgang 1912. 

5 von den 8 Richtern stehen im Eingangsamt als Amtsgerichts- 
oder Landgerichtsräte, 3 Richter in Beförderungsstellen. Von 
den 4 Staatsanwälten ist einer in einem Eingangsamt, 3 be- 
finden sich in Beförderungsstellen. 

Es ist danach zu besorgen, daß sich auch nach Ablauf der 
Frist des § 116 des Deutschen Richtergesetzes noch Richter 
und Staatsanwälte im Amt befinden, deren Ausscheiden not- 
wendig gewesen wäre. Die Fälle der 8 Richter und 4 Staats- 
anwälte liegen nicht alle gleich schwer. Welche Maßnahmen 
nunmehr zu treffen sein werden, bedarf der Prüfung. Ich bin 
bereit, für die zu treffende Entscheidung dem zuständigen 
Aussdiuß des Bundestages das erforderliche Material zur Ver- 
fügung zu stellen und ihm Vorschläge für die in Betracht 
kommenden Maßnahmen zu unterbreiten. 


Dr. Stammberger 



